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Inhalt: Verordnung über das Verfahren vor den Schiedsgerichten zur Entſcheidung von Knappſchafts- 
angelegenheiten, S. 301. — Verordnung über das Verfahren vor dem Oberſchiedsgericht in 
Knappſchaftsangelegenheiten, S. 312. 


(Nr. 10857.) Verordnung über das Verfahren vor den Schiedsgerichten zur Entfcheidung 
von Knappſchaftsangelegenheiten. Vom 29. November 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen auf Grund des § 186n des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
in der Faſſung des Geſetzes vom 19. Juni 1906 (Geſetzſgaamml. S. 199), was folgt: 


A. Vorſchriften für die auf Grund des § 186 des Allgemeinen 
Berggeſetzes gebildeten Knappſchafts⸗Schiedsgerichte. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Befugniſſe und Obliegenheiten des Vorſitzenden. 


54. 

Die Leitung und Beaufſichtigung des Geſchäftsganges bei dem Schiedsgerichte 
liegt dem Vorſitzenden und im Falle der Behinderung ſeinem Stellvertreter ob. 

Der Vorſitzende öffnet die eingehenden Sendungen und vermerkt auf den Schrift⸗ 
ftüden den Tag des Einganges, ſofern von ihm mit dieſen Geſchäften nicht ein ver- 
eidigter Beamter des Schiedsgerichts betraut wird. Er verteilt weiter die Dienſt⸗ 
geſchäfte, beſtimmt die Sitzungen, zeichnet die Arſchriften der Verfügungen, Vor 
ladungen, Berichte uſw. und vollzieht die Reinſchriften, ſoweit nicht etwa durch ander- 
weite Grundſätze, welche die Aufſichtsbehörde (Oberbergamt) über die Verteilung der 
Prozeßſachen auf den Vorſitzenden und den ſtellvertretenden Vorſitzenden feftzuftellen 
befugt iſt, eine Abweichung von dieſer Regel herbeigeführt iſt; in dieſem Falle be. 
arbeitet der ſtellvertretende Vorſitzende die ihm überwieſenen Prozeßſachen ſelbſtändig 
und unter eigener Verantwortung. 

Der Vorſitzende trifft in Beziehung auf die Führung der Geſchäftskontrollen 
die erforderlichen Anordnungen. Er verpflichtet eidlich die Beamten des Schieds- 
gerichts, ſoweit ſie nicht den Staatsdienereid geleiſtet haben, und übt über ſie die 
unmittelbare Dienſtaufſicht aus. Difziplinarftrafen gegen dieſelben verhängt, ſofern 
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fie bei dem Schiedsgericht im Hauptamt angeftellt find, der Vorſitzende, im übrigen 
die ihnen im Hauptamte vorgeſetzte Dienſtbehörde. f 

Die Beiſitzer haben dem Vorſitzenden Anzeige zu machen, wenn durch Anderung 
in ihren perſönlichen Verhältniſſen die Vorausſetzungen ihrer Wählbarkeit auf Grund 
des Allgemeinen Berggeſetzes nachträglich wegfallen. Hiervon iſt ſeitens des Vor⸗ 
ſitzenden dem Oberbergamte wegen Ernennung eines Beiſitzers für den Reſt der Wahl 
periode Anzeige zu erſtatten ($ 186 b Abſ. 6 Satz 2 a. a. O.). Das Gleiche gilt, 
wenn ein Beiſitzer während der Wahlperiode durch Tod ausſcheidet. 

Verweigert ein Beiſitzer dauernd feine Dienſtleiſtung oder werden dem Vor⸗ 
figenden Tatſachen bekannt, welche die Wählbarkeit eines Beiſitzers auf Grund des 
Allgemeinen Berggeſetzes ausſchließen oder ſich als grobe Verletzungen feiner Amts⸗ 
pflicht darſtellen, jo hat der Vorſitzende dieſen Beiſitzer zu den Sitzungen einſtweilen 
nicht einzuberufen und bei dem Oberbergamte die Enthebung des Beiſitzers vom Amte 
zu beantragen (8186 e Abſ. 3 a. a. O.). Er hat ferner, wenn ein Beiſitzer ohne 
genügende Entſchuldigung zu den Sitzungen ſich nicht rechtzeitig einfindet oder ſeinen 
Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entzieht, bei dem Oberbergamte den Antrag auf 
Feſtſetzung einer Geldſtrafe zu ſtellen ($ 186 e Abſ. 2 a. a. O.). 


Zuziehung der Beiſitzer. 
9 2. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer in der Regel zu den Verhandlungen 
zuzuziehen ſind, beſtimmt der Vorſitzende im voraus. Die Beiſitzer werden in dieſer 
Neihenfolge zu den Verhandlungen unter Hinweis auf die geſetzlichen Folgen des 
Ausbleibens eingeladen. Abweichungen von der feſtgeſetzten Reihenfolge ſind unter 
Angabe der Gründe aktenkundig zu machen. 

Ein Beiſitzer, welcher durch Krankheit oder durch ſonſtige, nicht zu beſeitigende 
Umſtände verhindert iſt, einer Verhandlung beizuwohnen oder ſich der Wahrnehmung 
der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, hat dies ſofort dem Vorſitzenden 
anzuzeigen. 


Ablehnung der Mitglieder des Schiedsgerichts. 


8 3. 

Die Beſtimmungen in den $$ 41ff. der Zivilprozeßordnung über die Aus⸗ 
ſchließung und Ablehnung der Richter finden auf die Mitglieder des Schiedsgerichts 
entſprechende Anwendung. Jedoch beſchließt über ein Ablehnungsgeſuch in betreff des 
Vorſitzenden das Schiedsgericht, in betreff der Beiſitzer der Vorſitzende. 

Bei dem Beſchluß über ein Ablehnungsgeſuch in betreff des Vorſitzenden hat 
dieſer nicht mitzuwirken. An ſeiner Stelle führt dabei der dem Lebensalter nach 
älteſte Beiſitzer den Vorſitz. Ergibt ſich bei der Abſtimmung über das Geſuch, 
Stimmengleichheit, ſo gilt dasſelbe als abgelehnt. 

Der Beſchluß kann, wenn das Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt wird, 
nicht für fi allein, ſondern nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache an⸗ 
gefochten werden. 3 


. 


II. Vorſchriften über das Verfahren. 


Erhebung der Berufung. 
84. 

Die Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung muß innerhalb eines Monats 
nach der Bekanntgabe der Entſcheidung des zuſtändigen Knappſchaftsorgans bei dem 
zuſtändigen Schiedsgericht eingegangen fein ($ 186 Abſ. 3 des Allgemeinen Berg. 
geſetzes). Die Berufungsfriſt gilt auch dann als gewahrt, wenn innerhalb derſelben 
die Berufung bei einer anderen amtlichen Stelle oder einem Knappſchaftsorgan ein⸗ 
gegangen iſt; dieſe haben die Berufungsſchrift unverzüglich an das zuſtändige Schieds⸗ 
gericht abzugeben. 

In der Berufung ſollen der Gegenſtand des Anſpruchs bezeichnet und die für 
die Entſcheidung maßgebenden Tatſachen unter Angabe der Beweismittel angeführt 
werden; auch iſt der Knappſchaftsverein, welcher den angefochtenen Beſcheid erteilt 
hat, zu benennen. 

Die Berufung kann ſchriftlich oder zu Protokoll des Schiedsgerichts, einer 
anderen amtlichen Stelle oder eines Knappſchaftsorgans erhoben werden. Bei ſchrift⸗ 
licher Erhebung ſoll dem Schriftſatz eine Abſchrift beigefügt werden. 


Streit über die Zuſtändigkeit. 


85. 
Entſteht unter mehreren Schiebsgerichten Streit über die Zuſtändigkeit, fo 
entſcheidet darüber das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 


Verfahren bei Eingang der Berufung. 


§ 6. 

Oer Zeitpunkt des Einganges der Berufung iſt ſofort ſowohl auf der Berufungs⸗ 
ſchrift wie auf der beigefügten Abſchrift zu vermerken. Iſt der Berufung eine Ab⸗ 
ſchrift nicht beigefügt (§ 4 Abſ. 3), fo iſt ſeitens des Schiedsgerichts eine ſolche zu 
fertigen und auf dieſe der Vermerk des Einganges zu übertragen; die Koſten dieſer 
Abſchrift können von dem Berufenden eingezogen werden. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts hat dem Vorſtande des Knappſchaftsvereins die 
Abſchrift der Berufung mit dem Erſuchen mitzuteilen, die Vorverhandlungen einzuſenden. 

Die einzuſendenden Vorverhandlungen müſſen ſämtliche bei dem Knappſchafts⸗ 
vereine vorhandenen Schriftſtücke, die ſich auf den geltend gemachten Anſpruch beziehen, 
enthalten, einſchließlich derjenigen, welche ſich in Vorakten befinden. 


Abweiſung durch Beſcheid. 
87. 

Iſt die Berufung nicht rechtzeitig eingelegt, oder ift das Schiedsgericht geſetzlich 
zur Entſcheidung über die der Berufung zu Grunde liegenden Beſchwerdepunkte nicht 
zuftändig, jo kann der Vorſitzende die Berufung durch einen mit Gründen zu ver⸗ 
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ſehenden Beſcheid zurückweiſen. Die Anfertigung einer Abſchrift der Berufung ſeitens 
des Schiedsgerichts (8 6 Abſ. 1 Satz 2) kann in dieſen Fällen einſtweilen unterbleiben. 
Der Berufende iſt befugt, innerhalb zwei Wochen vom Tage der Sur 
ſtellung des Beſcheides ab bei dem Schiedsgerichte die Anberaumung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung zu beantragen. 
Die vorſtehende Befugnis iſt dem Berufenden in dem Beſcheide zu eröffnen. 
Die Ablehnung von Anträgen auf mündliche Verhandlung kann nur durch 
Entſcheidung des Schiedsgerichts erfolgen. 


Beantwortung der Berufung. 
88. 

Dem Vorſtande des Knappſchaftsvereins iſt bei Überſendung der Abſchrift der 
Berufung anheimzuſtellen, eine Gegenſchrift einzureichen. 

Die Friſt zur Einreichung der Gegenſchrift iſt in der Regel auf nicht länger 
als zwei Wochen zu bemeſſen. Zugleich iſt darauf hinzuweiſen, daß, wenn die Gegen- 
ſchrift innerhalb der Friſt nicht eingeht, die Entſcheidung nach Lage der Akten er— 
folgen werde. Die Friſt kann auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werden. 

Der Gegenſchrift und etwaigen weiteren Schriftſätzen ſollen zur Zuſtellung an 
den Gegner Abſchriften beigefügt werden. Die Beſtimmungen des § 6 Abf. 1 Satz 2 
finden entſprechende Anwendung. 

In einfachen Fällen ſowie dann, wenn das tatſächliche Verhältnis aus vor: 
liegenden Akten und Urkunden ſich ſofort feſtſtellen läßt, kann ohne vorgängigen 
Schriftwechſel Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt werden. Dem Knapp⸗ 
ſchaftsvorſtand iſt in dieſem Falle gleichzeitig mit der Benachrichtigung vom Termine 
die Abſchrift der Berufung mitzuteilen. 


Anterzeichnung der Schriftſätze. — Vertretung der Parteien. 
§ 9. 

Berufungen und Gegenſchriften müſſen entweder von den Beteiligten ſelbſt oder 
von ihren geſetzlichen Vertretern oder von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet ſein. 
Die Vollmacht muß ſchriftlich erteilt werden. Ehegatten, Verwandte der aufſteigenden 
Linie und großjährige Verwandte der abſteigenden Linie können auch ohne ſchriftliche 
Vollmacht zur Vertretung zugelaſſen werden. 

Das Schiedsgericht kann Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das mündliche 
Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. Dieſe Vorſchrift findet 
keine Anwendung auf Rechtsanwälte und auf Perſonen, denen das mündliche Ver- 
handeln vor Gericht durch Anordnung der Juſtizverwaltung geſtattet iſt. 

Die Prozeßfähigkeit einer Partei ſowie die Legitimation eines Vertreters ſind 
von Amts wegen zu prüfen. 

Nichtprozeßfähigen Parteien, welche ohne geſetzlichen Vertreter ſind, kann bis 
zum Eintritte des geſetzlichen Vertreters von dem Vorſitzenden ein beſonderer Vertreter 
beſtellt werden. Derfelbe iſt befugt, alle Parteirechte zum Zwecke der Durchführung 
des Feſtſtellungsverfahrens wahrzunehmen. Eine Befugnis zur Empfangnahme von 
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Zahlungen fteht demſelben nicht zu. Das Gleiche gilt, wenn der Aufenthaltsort des 
geſetzlichen Vertreters unbekannt oder vom Sitze des Schiedsgerichts weit entfernt iſt. 
Die nichtprozeßfähige Partei iſt auf ihr Verlangen ſelbſt zu hören. Die Koſten des 
beſonderen Vertreters gelten als außergerichtliche Koſten. 


Mündliche Verhandlung. 
$ 10. 

Die Entſcheidung erfolgt, von den in den $$ 7, 27 und 28 bezeichneten Aus- 
nahmen abgeſehen, auf Grund mündlicher Verhandlung vor dem Schiedsgerichte. Der 
Termin hierzu wird von dem Vorſitzenden anberaumt. 

Die Beteiligten werden von dem Termin, in der Regel mittels eingeſchriebenen 
Briefes, mit dem Bemerken in Kenntnis geſetzt, daß im Falle ihres Ausbleibens 
nach Lage der Akten werde entſchieden werden. Ein Ausweis hierüber muß zu den 
Akten gebracht werden. 

Hält das Schiedsgericht das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten für 
angemeſſen, ſo hat es demſelben zu eröffnen, daß aus ſeinem Nichterſcheinen 
ungünſtige Schlüſſe für ſeinen Anſpruch gezogen werden können. 

Das Schiedsgericht iſt befugt, den Berufungsklägern, deren Erſcheinen bei der 
Verhandlung als erforderlich bezeichnet iſt oder angeſehen wird, eine Reiſeentſchädigung 
zuzubilligen. 

Ort der Verhandlung. 
§ 11. 

Die mündliche Verhandlung findet in der Regel am Sitze des Schiedsgerichts 
ſtatt. Der Vorſitzende iſt jedoch befugt, das Schiedsgericht zu einer Sitzung an 
einen anderen Ort ſeines Bezirkes zu berufen, wenn dies zur Erſparung an Koſten 
oder Reiſen, zur Aufklärung des Sachverhalts oder zur Erleichterung der Beweis— 
aufnahme zweckmäßig erſcheint. Auch kann das Schiedsgericht aus denſelben Gründen 
beſchließen, daß die mündliche Verhandlung an einem anderen Ort als am Sitze des 
Schiedsgerichs ſtattfindet. 


Offentlichkeit des Verfahrens. — Sitzungspolizei. 
§ 12. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. Die Offentlichkeit 
kann durch einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, wenn das 
Schiedsgericht dies aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für 
angemeſſen erachtet. Die zur Verhandlung gelangenden Sachen werden der Regel 
nach in der durch Aushang vor dem Sitzungszimmer bekannt zu machenden Reihen— 
folge erledigt. 

Die Vorſchriften der 88 176 bis 182, 184 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
über die Aufrechterhaltung der Ordnung finden entſprechende Anwendung. Über die 
Beſchwerde gegen Ordnungsſtrafen entſcheidet endgültig das Oberbergamt, in deſſen 
Bezirke ſich der Sitz des Schiedsgerichts befindet. Die Beſchwerde iſt binnen zwei 
Wochen nach der Zuftellung der Strafverfügung bei dem Oberbergamt einzulegen. 
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s Die vom Schiedsgerichte feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Kaffe desjenkgen 
Knappſchaftsvereins, deſſen Streitſache den Anlaß zu der Straffeſtſetzung gegeben hat. 

Haftſtrafen ſind unter Erſuchen desjenigen Amtsgerichts zu vollſtrecken, in 
deſſen Bezirke das Schiedsgericht ſeinen Sitz oder der Beteiligte ſeinen Wohnſitz oder 
in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. g 


Gang der mündlichen Verhandlung. 
$ 13. N 
Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhalts 
durch den Vorſitzenden oder durch einen von dieſem ernannten Berichterſtatter; dem⸗ 
nächſt ſind die erſchienenen Beteiligten zu hören. 
Der Vorſitzende hat jedem Beiſitzer auf Verlangen zu geſtatten, Fragen zu 
ſtellen. 
Erledigung der Berufung durch Vergleich. 
$ 14, 
Eine Berufung kann durch Vergleich erledigt werden, wenn dieſer ſich auf 
den ſtreitigen Anſpruch ſelbſt und auf die etwaigen außergerichtlichen Koſten erſtreckt. 


Verhandlungsniederſchrift. 
§ 15. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten Schrift⸗ 
führers. Von demſelben iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, welche die Namen des 
Vorſitzenden und der mitwirkenden Beiſitzer, deren Eigenſchaft als Vorſitzender und 
als Vertreter der Werksbeſitzer oder der Knappſchaftsmitglieder ſowie die Bezeichnung 
des Berufs des Vorſitzenden und der Beiſitzer enthält und den Gang der Verhandlung 
im allgemeinen angibt. 

Außerdem ſind durch Aufnahme in die Niederſchrift feſtzuſtellen: 

1. Erklärungen der Parteien, welche die Zurücknahme einer Berufung be⸗ 

zwecken, ferner Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen, Vergleiche; 

2. ſolche Anträge und Erklärungen der Parteien, welche von den Schrift · 

ſätzen abweichen; 

3. die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, ſoweit dieſelben früher 

nicht abgehört waren oder von ihrer früheren Ausfage abweichen; 

4. die Ergebniſſe eines Augenſcheins; 

5. Beſchlüſſe des Schiedsgerichts und die Entſcheidungsformel. 

Die Niederſchrift iſt, ſoweit in derſelben Vergleiche, Anerkenntniſſe oder Ver⸗ 
zichtleiſtungen feſtgeſtellt worden find, den Beteiligten vorzuleſen. Ebenſo iſt ein in 
die Niederſchrift aufgenommenes ärztliches Gutachten dem Sachverſtändigen zur 
Prüfung auf ſeine richtige Wiedergabe vorzulegen. In der Niederſchrift iſt zu be⸗ 
merken, daß die Vorleſung beziehungsweiſe Vorlegung ſtattgefunden hat und die 
Genehmigung erfolgt iſt, oder welche Einwendungen erhoben worden ſind. 

Die Niederſchrift iſt von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 
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Beweis aufnahme. 


9 16. 


Das Schiedsgericht hat den zur Klarſtellung des Sachverhalts erforderlichen 
Beweis in vollem Umfange zu erheben, ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Beweis von 
den Parteien angetreten worden iſt oder nicht. 

Der Vorſitzende iſt befugt, zur mündlichen Verhandlung auch ohne voraus- 
gehenden Beſchluß des Schiedsgerichts Zeugen und Sachverſtändige vorzuladen ſowie 
das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten anzuordnen (§ 10 Abſ. 3 und 4). 

Die Beweiserhebung erfolgt in der Regel in der mündlichen Verhandlung. 
Das Schiedsgericht iſt jedoch befugt, den Beweis an Ort und Stelle zu erheben 
oder durch ein Mitglied oder gemäß § 1860 des Allgemeinen Berggeſetzes durch eine 
öffentliche Behörde erheben zu laſſen. Geeignetenfalls ſteht die Befugnis der Beweis⸗ 
erhebung auch dem Vorſitzenden ſchon vor Anberaumung des Termins zur mündlichen 
Verhandlung zu. 

Die Beweisverhandlungen find unter Zuziehung eines vereidigten oder durch 
Handſchlag zu verpflichtenden Schriftführers aufzunehmen; die Beteiligten find zu be 
nachrichtigen. 


9 17. 


Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger vernehmen 
zu laſſen und die Ausſagen eidlich zu erhärten, finden die Beſtimmungen der Zivil⸗ 
prozeßordnung entſprechende Anwendung. Insbeſondere iſt das Schiedsgericht befugt, 
gegen Zeugen und Sachverſtändige, welche ſich nicht oder nicht rechtzeitig zu den 
Sitzungen einfinden oder ihre Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines 
Grundes oder, nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt 
iſt, verweigern, eine Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark feſtzuſetzen. Kommt die 
Verhängung oder Vollſtreckung von Zwangsmaßregeln in Frage, ſo iſt um dieſe das 
Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen oder Sachverſtändigen ihren 
Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. Auf Militär- 
perſonen, welche dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehören, finden die 
Vorſchriften des $ 380 Abſ. 4, § 390 Abſ. 4, § 409 Abſ. 3 der Zivilprozeß- 
ordnung Anwendung. 

Gegen die Beſchlüſſe des Schiedsgerichts findet binnen einer Friſt von zwei 
Wochen nach deren Zuſtellung die Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht in Knapp⸗ 
ſchaftsangelegenheiten ſtatt; die Beſchwerde iſt ſchriftlich beim Schiedsgericht einzulegen. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung für das Verhalten des 
Zeugen oder Sachverſtändigen, ſo ſind die getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben. 

Die gegen Zeugen und Sachverſtändige feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur 
Kaſſe desjenigen Knappſchaftsvereins, deſſen Streitſache den Anlaß zu der Straffeſt⸗ 
ſetzung gegeben hat. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der Ge⸗ 
bührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige Reichs ⸗Geſetzbl. 1898 S. 689). 
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Entſcheidung. 


9 18. 


Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen Anſprüche unter Berück— 
ſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes einer 
etwaigen Beweisaufnahme ſowie unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über 
zeugung. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit. Bilden 
ſich bei der Entſcheidung über Geldbeträge mehr als zwei Meinungen, von welchen 
keine die Mehrheit für ſich hat, ſo werden die für den größten Betrag abgegebenen 
Stimmen ſo lange den Stimmen für den zunächſt geringeren Betrag hinzugerechnet, 
bis ſich eine Mehrheit ergibt. a 

Die Beratung und Beſchlußfaſſung erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung; hierbei 
dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor welchen die mündliche Verhandlung ftatt- 
gefunden hat. 


Gerichtliche Roften. 


8 19. 


Die Feſtſetzung der gerichtlichen Koſten des Verfahrens, welche durch die 
einzelnen Streitfälle erwachſen und nach $ 186 h Abſ. 3 des Allgemeinen Berggeſetzes 
von demjenigen Knappſchaftsvereine zu zahlen ſind, gegen deſſen Entſcheidung die 
Berufung eingelegt iſt, erfolgt durch den Vorſitzenden des Schiedsgerichts. Wird 
ſeine Feſtſetzung angefochten, ſo iſt die Entſcheidung des Schiedsgerichts herbeizuführen. 

Gegen dieſe Entſcheidung findet Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht in Knapp⸗ 
ſchaftsangelegenheiten ſtatt. Die Beſchwerde iſt binnen einem Monate nach der Zu— 
ſtellung des Feſtſetzungsbeſcheides ſchriftlich beim Schiedsgericht einzureichen, das, 
wenn es die Beſchwerde für begründet erachtet, ihr ſtattgeben kann. Anderenfalls 
iſt die Beſchwerde mit einer gutachtlichen Außerung unter Beifügung der Verhand— 
lungen dem Oberſchiedsgericht einzureichen. 


Außergerichtliche Koſten. 


9 20. 


Das Schiedsgericht hat, auch ohne daß es eines Antrags bedarf, zugleich mit 
der Entſcheidung über die Hauptſache zu prüfen, ob und in welchem Betrage die 
unterliegende Partei dem Gegner die ihm in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht 
Een Koſten zu erſtatten hat. Die Feſtſetzung des Betrags erfolgt nach freiem 

meſſen. 

Dasſelbe gilt unter Berückſichtigung der zweckentſprechend aufgewendeten Zeit 
1 ng auch für Rechtsanwälte ſowie fonftige Vertreter und Beiſtände 
er Parteien. 
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Nähere Ausführungsbeſtimmungen über die Koſten. 
$ 21. 

Der Minifter für Handel und Gewerbe iſt befugt, über die Koſten des 
Schiedsgerichts und des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens nähere Ausführungsbeftim- 
mungen zu erlaſſen. 

Abſtimmung. 
§ 22. 

Bei der Abſtimmung ſtimmt der etwa ernannte Berichterſtatter (§ 13) zuerſt. 
Im übrigen richtet ſich bei der Abſtimmung der Beiſitzer die Reihenfolge nach dem 
Lebensalter dergeſtalt, daß der jüngſte zuerſt ſtimmt. Der Vorſitzende ſtimmt in 
allen Fällen zuletzt. 

7 Verkündung. 
$ 23. 

Der Vorſitzende verkündet den Beſchluß oder die Entſcheidung in öffentlicher 
Sitzung. Die Verkündung kann auf eine ſofort anzuberaumende ſpätere Sitzung ver- 
tagt werden, welche in der Regel binnen einer Woche ſtattfinden ſoll. 

Wird die Verkündung der Gründe für angemeſſen gehalten, ſo erfolgt ſie durch 
mündliche Mitteilung des weſentlichen Inhalts. 


Form der Entſcheidung. 
5 § 24. 5 
Die Entſcheidungen enthalten eine gedrängte Darſtellung des Sach- und 

Streitſtandes auf Grund der geſamten Verhandlungen unter Hervorhebung der in 
der Sache geſtellten Anträge (Tatbeſtand), ferner die Entſcheidungsgründe und die 
von der Darſtellung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe äußerlich zu 
ſondernde Entſcheidungsformel. Die Entſcheidungen ſind in der Urſchrift von dem 
Vorſitzenden zu unterſchreiben; im Falle ſeiner Behinderung unterſchreibt der dem 
Lebensalter nach älteſte mitwirkende Beiſitzer. 


Ausfertigung der Entſcheidung. 
$ 25. 

Bei den Ausfertigungen der Entſcheidungen ſind im Eingange die Mitglieder 
des Schiedsgerichts, welche an der Entſcheidung teilgenommen haben, nach Maßgabe 
des § 15 Abſ. 1 namentlich aufzuführen und der Sitzungstag, an welchem die Ent- 
ſcheidung erfolgt iſt, zu bezeichnen. 

Die Ausfertigungen enthalten neben dem Siegel des Schiedsgerichts (§ 26) 
die Schlußformel: 

„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift.“ 
„Das Knappſchafts⸗ Schiedsgericht inn „NH 

Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden oder im Falle feiner Be 
hinderung in Vertretung durch deſſen Stellvertreter. 
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Siegel. 
8 26. 
Das Schiedsgericht führt ein Siegel, welches durch den Minifter für Handel 
und Gewerbe beſtimmt wird. a 


Berichtigungsbeſchluß. 
§ 27. 
Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in 
der Entſcheidung vorkommen, ſind jederzeit auch von Amts wegen zu berichtigen. 
Über die Berichtigung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden 
werden. Die Entſcheidung trifft der Vorſitzende durch Beſchluß. Der Berichtigungs⸗ 
beſchluß wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und den Ausfertigungen vermerkt. 


Ergänzungsbeſchluß. 
§ 28. 
Wenn ein von einer Partei geltend gemachter Haupt- oder Nebenanſpruch 
oder der Koſtenpunkt bei der Entſcheidung ganz oder teilweiſe übergangen iſt, ſo iſt 
die Entſcheidung auf Antrag nachträglich durch Beſchluß zu ergänzen. 


Uber dieſen Antrag kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden 


werden, ſoweit es ſich um einen Nebenanſpruch oder um den Koſtenpunkt handelt. 
Der Ergänzungbeſchluß wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und den Aus⸗ 
fertigungen vermerkt. 


Beitreibung von Geldftrafen und Koſten. 
5 § 29. 
Die Beitreibung der feſtgeſetzten Geldſtrafen (§ 1 Abſ. 5 Schlußſatz, § 12 
Abſ. 2 und § 17 Abſ. 1) ſowie der gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten (§ 19 
und § 20) erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. 


III. Schlußbeſtimmungen. 
Aufſicht. — Geſchäftsbetrieb. 
§ 30. 

Das Schiedsgericht unterliegt der Beaufſichtigung durch dasjenige Oberbergamt, 
in deſſen Bezirk es ſeinen Sitz hat, und durch den Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Über Beſchwerden der Parteien, die die Prozeßführung betreffen, entſcheidet 
das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 

Auf die Beſeitigung von Verzögerungen oder ſonſtigen Unregelmäßigkeiten in 
der Prozeßführung hat das Oberſchiedsgericht, auch ohne daß Beſchwerden der Par- 
teien vorliegen, hinzuwirken. Bleiben die aus dieſem Anlaß ergangenen Weiſungen 
ohne Erfolg, jo iſt der Miniſter für Handel und Gewerbe um Abhilfe zu erſuchen. 
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Geſchäftsſprache. 
5 31. 
In betreff der Geſchäftsſprache vor dem Schiedsgerichte finden die Beſtimmungen 
in den §§ 186 ff. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. Eingaben, 
welche nicht in deutſcher Sprache abgefaßt ſind, werden nicht berückſichtigt. 


Beglaubigungen. 
§ 32. 
Vorladungen und ſonſtige, nur dem Geſchäftsbetriebe dienende formularmäßige 
Schreiben können auf Anordnung des Vorſitzenden durch die Unterſchrift eines dazu 
beſtimmten Beamten und unter Beifügung des Siegels (§ 26) beglaubigt werden. 


Geſchäftsbericht. 
$ 33. 

Am Schluſſe eines jeden Jahres hat der Vorſitzende des Schiedsgerichts dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe zu dem von dieſem zu beſtimmenden Zeitpunkt 
und nach dem von demſelben vorzuſchreibenden Muſter einen Geſchäftsbericht einzu- 
reichen. Eine Abſchrift dieſes Geſchäftsberichts hat der Vorſitzende dem Oberbergamte 
vorzulegen. 


B. Vorſchriften für die auf Grund des § 186i des Allgemeinen 
Berggeſetzes zur Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten be⸗ 
ſtellten Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung. 

5 34. 

Auf das Verfahren in Knappſchaftsangelegenheiten vor den Schiedsgerichten 
für Arbeiterverſicherung finden § 1 Abſ. 2, § 4, § 5, § 6 Abſ. 2 und 3, 88 
Abſ. 1, § 10 Abſ. 1 und 4, $ 11, $ 12 Abſ. 3 und 4, $ 16 Abſ. 3, 817 
Abſ. 2 und 4, f 19, 8 20, 5 21, 827, 828, 8 29, § 30 Abſ. 2 und 3, $ 32 
und § 33 entſprechende Anwendung. 

Im übrigen regelt ſich das Verfahren nach den für dieſe Gerichte geltenden 
Beſtimmungen. 

C. Inkrafttreten der Verordnung. 
$ 35. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1908 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Higheliffe, den 29. November 1907. 


(L. S. Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Holle. 
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(Nr. 10858,) Verordnung über das Verfahren vor dem Oberſchiedsgericht in Knappſchafts⸗ 
angelegenheiten. Vom 30. November 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen auf Grund des § 186 n des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
in der Faſſung des Geſetzes vom 19. Juni 1906 (Geſetzſamml. S. 199), was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Befugniſſe und Obliegenheiten des Vorſitzenden. 


9 1. 

Die Leitung und Beaufſichtigung des Geſchäftsganges bei dem Oberſchieds⸗ 
gerichte liegt dem Vorſitzenden und im Falle der Behinderung ſeinem Stellvertreter ob. 

Der Vorſitzende öffnet die eingehenden Sendungen und vermerkt auf den Schrift- 
ſtücken den Tag des Einganges, ſofern von ihm mit dieſen Geſchäften nicht ein ver- 
eidigter Beamter des Oberſchiedsgerichts betraut wird. Er verteilt weiter die Dienft- 
geſchäfte, beſtimmt die Sitzungen, zeichnet die Urſchriften der Verfügungen, Vorladungen, 
Berichte uſw. und vollzieht die Reinſchriften, ſoweit nicht etwa durch anderweite 
Grundſätze, welche die Aufſichtsbehörde (Miniſter für Handel und Gewerbe) über die 
Verteilung der Prozeßſachen auf den Vorſitzenden und den ſtellvertretenden Vorſitzen⸗ 
den feſtzuſtellen befugt iſt, eine Abweichung von dieſer Regel herbeigeführt iſt; in 
dieſem Falle bearbeitet der ſtellvertretende Vorſitzende die ihm überwieſenen Prozeß. 
ſachen ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung. 

Der Vorſitzende trifft in Beziehung auf die Führung der Geſchäftskontrollen 
die erforderlichen Anordnungen. Er verpflichtet eidlich die Beamten des Oberſchieds⸗ 
gerichts, ſoweit ſie nicht den Staatsdienereid geleiſtet haben, und übt über ſie die 
unmittelbare Dienſtaufſicht aus. Diſziplinarſtrafen gegen dieſelben verhängt, ſofern ſie 
bei dem Oberſchiedsgericht im Hauptamt angeftellt find, der Vorſitzende, im übrigen 
die ihnen im Hauptamte vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

Die Beiſitzer haben dem Vorſitzenden Anzeige zu machen, wenn durch Anderung 
in ihren perſönlichen Verhältniſſen die Vorausſetzungen ihrer Wählbarkeit auf Grund 
des Allgemeinen Berggeſetzes nachträglich wegfallen. Hiervon iſt ſeitens des Vor: 
figenden dem Miniſter für Handel und Gewerbe wegen Ernennung eines Beiſitzers 
für den Reſt der Wahlperiode Anzeige zu erſtatten ($ 186m Abſ. 2, § 186 b Abſ. 6 
Satz 2 a. a. O.). Das Gleiche gilt, wenn ein Beiſitzer während der Wahlperiode 
durch Tod ausſcheidet. 

Verweigert ein Beiſitzer dauernd ſeine Dienſtleiſtung oder werden dem Vor— 
ſitzenden Tatſachen bekannt, welche die Wählbarkeit eines Beiſitzers auf Grund des 
Allgemeinen Berggeſetzes ausſchließen oder ſich als grobe Verletzungen ſeiner Amts— 
pflicht darſtellen, ſo hat der Vorſitzende dieſen Beiſitzer zu den Sitzungen einſtweilen 
nicht einzuberufen und bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe die Enthebung 
des Beiſitzers vom Amte zu beantragen ($ 186m Abſ. 2, § 186e Abſ. 3 a. a. O.). 
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Er hat ferner, wenn ein Beiſitzer ohne genügende Entſchuldigung zu den Sitzungen 
ſich nicht rechtzeitig einfindet oder feinen Obliegenheiten in anderer Weife ſich entzieht, 
bei dem genannten Miniſter den Antrag auf Feſtſetzung einer Geldſtrafe zu ftellen 
($ 186m Abſ. 2, § 186 Abſ. 2 a. a. O.). 


Zuziehung der Beiſitzer. 
8 2. 

Die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer in der Regel zu den Verhandlungen 
zuzuziehen ſind, beſtimmt der Vorſitzende im voraus. Die Beiſitzer werden in dieſer 
Reihenfolge zu den Verhandlungen unter Hinweis auf die geſetzlichen Folgen des 
Ausbleibens eingeladen. Abweichungen von der feſtgeſetzten Reihenfolge ſind unter 
Angabe der Gründe aktenkundig zu machen. 

Ein Beiſitzer, welcher durch Krankheit oder durch ſonſtige, nicht zu beſeitigende 
Umſtände verhindert iſt, einer Verhandlung beizuwohnen oder ſich der Wahrnehmung 
der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, hat dies ſofort dem Vorſitzenden 
anzuzeigen. 

Beſetzung des Oberſchiedsgerichts. 
8 3. 

Für die Beſetzung des Oberſchiedsgerichts mit Mitgliedern gelten die Vor— 
ſchriften des $ 186 m des Allgemeinen Berggeſetzes. 

Die Vorſchrift des § 186 m Abſ. 2 Nr. 30 a. a. O. findet entſprechende 
Anwendung auf die Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts in den Fällen der 589 5, 
17 Ab. 2, 19 Abſ. 2 und 30 Abſ. 2 der Verordnung über das Verfahren vor 
den Schiedsgerichten zur Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten vom 29. No— 
vember 1907. 

Die zu den Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts zuzuziehenden richterlichen 
Beamten, Verſicherungsverſtändigen und Bergbauverſtändigen werden bei ihrer erſten 
Dienſtleiſtung in öffentlicher Sitzung durch den Vorſitzenden beeidigt. 

Auf die Beeidigung finden die Vorſchriften im § 51 des Gerichtsverfaſſungs— 
geſetzes entſprechende Anwendung. 


Ablehnung der Mitglieder des Oberſchiedsgerichts. 
8 4. 

Die Beſtimmungen in den SS 41 ff. der Zivilprozeßordnung über die Aus— 
ſchließung und Ablehnung der Richter finden auf die Mitglieder des Oberſchieds⸗ 
gerichts entſprechende Anwendung. Jedoch beſchließt über ein Ablehnungsgeſuch in 
betreff des Vorſitzenden das Oberſchiedsgericht, in betreff der übrigen Mitglieder der 
Vorſitzende. 

Bei dem Beſchluß über ein Ablehnungsgeſuch in betreff des Vorſitzenden hat 
dieſer nicht mitzuwirken. An ſeiner Stelle führt dabei der dem Lebensalter nach 
älteſte Beiſitzer den Vorſitz. Ergibt ſich bei der Abſtimmung über das Geſuch Stimmen— 
gleichheit, ſo gilt dasſelbe als abgelehnt. 
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II. Vorſchriften über das Verfahren. 
A. Die Keviſion. 


Einlegung der Reviſion. 


§ 5. 

Die Reviſion iſt zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb eines Monats 
nach der Zuſtellung der Entſcheidung des Schiedsgerichts bei dem Oberſchiedsgerichte 
ſchriftlich einzulegen. Die Reviſtonsfriſt gilt auch dann als gewahrt, wenn inner⸗ 
halb derſelben die Reviſion bei dem Schiedsgericht oder bei einer anderen amtlichen 
Stelle oder einem Knappſchaftsorgan eingegangen iſt; dieſe haben die Reviſionsſchrift 
unverzüglich an das Oberſchiedsgericht abzugeben. g 


B. Die Beſchwerde. 


Einlegung der Beſchwerde. 


8 6. 

Die Beſchwerde iſt ſchriftlich einzulegen, und zwar: 

1. bei dem Oberbergamt in den Fällen der SS 169 Abſ. 3, 175d Abſ. 2, 
177 e und 180 a Abſ. 3 des Allgemeinen Berggeſetzes binnen einer Friſt von 
einem Monate vom Tage der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Knapp⸗ 
ſchaftsvorſtand ab; 

2. bei dem Schiedsgericht, und zwar in den Fällen: 

a) des § 17 Abſ. 2 der Verordnung über das Verfahren vor den 
Schiedsgerichten zur Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten 
vom 29. November 1907 binnen einer Friſt von zwei Wochen nach 
Zuſtellung des Beſchluſſes; 

b) des § 19 Abſ. 2 derſelben Verordnung binnen einer Friſt von einem 
Monate nach Zuſtellung des Feſtſetzungsbeſcheides; 

e) des § 30 Abſ. 2 derſelben Verordnung. 

Die Beſtimmungen des $ 5 Satz 2 dieſer Verordnung finden auf die Ein- 

legung der Beſchwerde entſprechende Anwendung. 


C. Gemeinſame Beſtimmungen für Revifion und Beſchwerde. 


Einreichung der Schriftſätze und Verhandlungen. 
§ 7. 

In dem Schriftſatze ſoll der Anſpruch bezeichnet und begründet ſein; bei 
Reviſionen follen insbeſondere auch die Geſichtspunkte, aus welchen die Nichtan⸗ 
wendung oder die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder ein Verſtoß 
wider den klaren Inhalt der Akten oder Mängel des Verfahrens ſich ergeben ſollen 
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G 1861 Abf. 4 des Allgemeinen Berggeſetzes), bei Beſchwerden insbeſondere auch die 
etwa vorzubringenden neuen Tatſachen und Beweismittel angeführt werden. Bei 
Nevifionen ſoll für den Gegner eine Abſchrift beigefügt werden. Das Gleiche gilt 
bei Beſchwerden, ſoweit ein Gegner vorhanden iſt. Iſt die Beifügung einer Abſchrift 
unterblieben, ſo iſt ſeitens des Oberſchiedsgerichts eine Abſchrift zu fertigen; ihre 
Koſten können von dem das Rechtsmittel Einlegenden eingezogen werden. 

Die Vorverhandlungen find von dem Knappſchaftsvereine, ſofern das Rechts- 
mittel von dieſem ausgeht, gleichzeitig mit den Schriftſätzen, im übrigen, ſobald ſie 
entbehrlich ſind, auch ohne beſondere Aufforderung einzureichen. Die Einreichung 
erſtreckt fi) auf alle bei dem Knappſchaftsverein und deſſen Organen vorhandenen, 
auf den Gegenſtand ſich beziehenden Schriftſtücke, einſchließlich derjenigen, welche ſich 
in Vorakten befinden. Eine entſprechende Verpflichtung liegt dem Oberbergamt und 
dem Schiedsgerichte hinſichtlich ſämtlicher erwachſenen Vorverhandlungen ob. 


Abweiſung durch Beſcheid. 


8 8. 

Iſt das Rechtsmittel nicht rechtzeitig eingelegt, oder iſt das Oberſchiedsgericht 
geſetzlich zur Entſcheidung über die dem Rechtsmittel zu Grunde liegenden Beſchwerde⸗ 
punkte nicht zuſtändig, ſo kann der Vorſitzende das Rechtsmittel durch einen mit 
Gründen zu verſehenden Beſcheid zurückweiſen. Die Anfertigung einer Abſchrift der 
Rechtsmittelſchrift ſeitens des Oberſchiedsgerichts ($ 7 Abſ. 1 Satz 4) kann in dieſen 
Fällen einſtweilen unterbleiben. 

Der das Rechtsmittel Einlegende iſt befugt, innerhalb zwei Wochen vom Tage 
der Zuſtellung des Beſcheides ab bei dem Oberſchiedsgericht im Falle der Reviſion die 
Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung, im Falle der Beſchwerde 
die Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts zu beantragen. 

Die vorſtehende Befugnis iſt dem Antragſteller in dem Beſcheide zu eröffnen. 

Die Ablehnung der im Abſ. 2 bezeichneten Anträge kann nur durch Entſcheidung 
des Oberſchiedsgerichts erfolgen. 


Beantwortung der Reviſion und der Beſchwerde. 
89. 


Das Oberſchiedsgericht hat die Abſchrift der Reviſions- oder Beſchwerdeſchrift 
dem Gegner, ſoweit ein ſolcher vorhanden iſt, zur Einreichung einer Gegenſchrift 
binnen einer beſtimmten, von einer Woche bis zu einem Monate zu bemeſſenden 
Friſt mitzuteilen. In den Fällen des § 8 kann hiervon abgeſehen werden. In der 
Aufforderung iſt zugleich auszuſprechen, daß, wenn die Gegenſchrift innerhalb der 
Friſt nicht eingeht, die Entſcheidung nach Lage der Akten erfolgen werde. Die Friſt 
kann auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werden. 5 

Der Gegenſchrift und den etwaigen weiteren Schriftſätzen ſollen Abſchriften 
beigefügt werden, die dem Gegner von dem Oberſchiedsgerichte zuzuſtellen ſind. Die 
Beſtimmung des § 7 Abſ. 1 Satz 4 findet entſprechende Anwendung. 
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Unterzeichnung der Schriftſätze. — Vertretung der Parteien. 


$ 10. 

Die Schriftſätze müſſen entweder von den Beteiligten ſelbſt oder von ihren 
geſetzlichen Vertretern oder von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet fein. Die Voll. 
macht muß ſchriftlich erteilt werden. Ehegatten, Verwandte der auffteigenden Linie 
und großjährige Verwandte der abſteigenden Linie können auch ohne ſchriftliche Voll 
macht zur Vertretung zugelaſſen werden. 

Das Oberſchiedsgericht kann Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das münd- 
liche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. Dieſe Vorſchrift 
findet keine Anwendung auf Rechtsanwälte und auf Perſonen „denen das mündliche 
Verhandeln vor Gericht durch Anordnung der Juſtizverwaltung geſtattet iſt. 

Die Prozeßfähigkeit einer Partei ſowie die Legitimation eines Vertreters ſind 
von Amts wegen zu prüfen. 

Nichtprozeßfähigen Perſonen, welche ohne geſetzlichen Vertreter ſind, kann bis 
zum Eintritte des geſetzlichen Vertreters von dem Vorſitzenden ein beſonderer Vertreter 
beſtellt werden. Derſelbe iſt befugt, alle Parteirechte zum Zwecke der Durchführung 
des Verfahrens wahrzunehmen. Eine Befugnis zur Empfangnahme von Zahlungen 
ſteht demſelben nicht zu. Das Gleiche gilt, wenn der Aufenthaltsort des geſetzlichen 
Vertreters unbekannt oder vom Sitze des Oberſchiedsgerichts weit entfernt iſt. Die 
nichtprozeßfähige Partei iſt auf ihr Verlangen ſelbſt zu hören. Die Koſten des be⸗ 
ſonderen Vertreters gelten als außergerichtliche Koſten. 


Art der Verhandlung bei Reviſionen und Beſchwerden. 


§ 11. 

Die Entſcheidung auf Reviſionen erfolgt, von den in den $$ 8, 26 und 27 
bezeichneten Ausnahmen abgeſehen, auf Grund mündlicher Verhandlung vor dem Ober- 
ſchiedsgerichte. 

Die Entſcheidung auf Beſchwerden erfolgt auf Grund der Akten. Das Ober— 
ſchiedsgericht iſt jedoch befugt, die Beteiligten behufs Aufklärung des Sachverhalts 
zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. 


Mündliche Verhandlung. 


$ 12. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung wird von dem Vorſitzenden anberaumt. 
Die Beteiligten werden von dem Termin, in der Regel mittels eingeſchriebenen 
Briefes, mit dem Bemerken in Kenntnis geſetzt, daß im Falle ihres Ausbleibens 
nach Lage der Akten werde entſchieden werden. Ein Ausweis hierüber muß zu den 
Akten gebracht werden. 

Der Vorſitzende ernennt für die mündliche Verhandlung einen Berichterſtatter. 
Auf Anordnung des Vorſitzenden hat der Berichterſtatter vor dem Termin einen 
ſchriftlichen Bericht nebſt Gutachten vorzulegen. 


. 


Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhältniſſes 
durch den Berichterſtatter, demnächſt ſind die erſchienenen Beteiligten zu hören. 
Der Vorſitzende hat jedem Beifiger auf Verlangen zu geſtatten, Fragen zu ftellen. 


Offentlichkeit des Verfahrens. — Sitzungspolizei. 
$ 13. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. Die Offentlichkeit 
kann durch einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, wenn dies 
aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für angemeſſen erachtet 
wird. Die zur Verhandlung gelangenden Sachen werden der Regel nach in der 
durch Aushang vor dem Sitzungszimmer bekannt zu machenden Reihenfolge erledigt. 

Die Vorſchriften der SS 176 bis 182, 184 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
über die Aufrechterhaltung der Ordnung finden entſprechende Anwendung. Über die 
Beſchwerde gegen Ordnungsſtrafen entſcheidet endgültig der Miniſter für Handel und 
Gewerbe. Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung der Straf— 
verfügung bei dieſem Miniſter einzulegen. 

Die vom Oberſchiedsgerichte feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen in die Staatskaſſe. 

Haftſtrafen ſind unter Erſuchen desjenigen Amtsgerichts zu vollſtrecken, in 
deſſen Bezirke das Oberſchiedsgericht ſeinen Sitz oder der Beteiligte ſeinen Wohnſitz 
oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. 


Verhandlungsgniederſchrift. 


§ 14. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten Schrift 
führers. Von demſelben iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, welche die Namen des 
Vorſitzenden und der mitwirkenden Beiſitzer, deren Eigenſchaft als Vorſitzender und 
als Vertreter der Werksbeſitzer oder der Knappſchaftsmitglieder ſowie als richterlicher 
Beamter, Verſicherungsverſtändiger oder Bergbauverſtändiger und die Bezeichnung des 
Berufs des Vorſitzenden und der Beiſitzer enthält und den Gang der Verhandlung 
im allgemeinen angibt. Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen, Vergleiche und ſolche An— 
träge und Erklärungen der Beteiligten, welche von den Schriftſätzen abweichen, 
ſowie Beſchlüſſe und die Entſcheidungsformel ſind in die Niederſchrift aufzunehmen. 

Die Niederſchriften ſind von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer und, 
ſofern die Niederſchrift die Wiedergabe einer Entſcheidung enthält, auch von dem 
Berichterſtatter zu vollziehen. 


Beweisaufnahme. 


$ 15. 

Der Vorſitzende iſt befugt, auch ohne vorausgehenden Beſchluß des Ober 
ſchiedsgerichts Zeugen und Sachverſtändige vorzuladen ſowie das perſönliche Erſcheinen 
eines Beteiligten anzuordnen. 

Die Beweiserhebung erfolgt in der Regel vor dem Oberſchiedsgerichte. Das 
Oberſchiedsgericht iſt jedoch befugt, den Beweis an Ort und Stelle zu erheben oder 
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durch ein Mitglied oder gemäß § 1860 des Allgemeinen Berggeſetzes durch eine 
öffentliche Behörde erheben zu laſſen. Geeignetenfalls ſteht die Befugnis der Beweis. 
erhebung auch dem Vorſitzenden ſchon vor Anberaumung des Termins zur Ver⸗ 
handlung über das Rechtsmittel zu. 

Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereidigten oder durch 
Handſchlag zu verpflichtenden Schriftführers aufzunehmen; die Beteiligten ſind zu 
benachrichtigen. 


8 16. 


Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger vernehmen 
zu laſſen und die Ausſagen eidlich zu erhärten, finden die Beſtimmungen der Sivil- 
prozeßordnung entſprechende Anwendung. Insbeſondere iſt das Oberſchiedsgericht 
befugt, gegen Zeugen und Sachverſtändige, welche ſich nicht oder nicht rechtzeitig zu 
den Sitzungen einfinden oder ihre Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines 
Grundes oder, nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt 
iſt, verweigern, eine Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark feſtzuſetzen. Kommt die 
Verhängung oder Vollſtreckung von Zwangsmaßregeln in Frage, ſo iſt um dieſe das 
Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen oder Sachverſtändigen ihren 
Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. Auf Militär⸗ 
perſonen, welche dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehören, finden die 
Vorſchriften des § 380 Abſ. 4, § 390 Abſ. 4, § 409 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung 
Anwendung. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung für das Verhalten des 
Zeugen oder Sachverſtändigen, ſo ſind die getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben. 

Die gegen Zeugen und Sachverſtändige feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen in die 
Staatskaſſe. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der Ge— 
bührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 689). 


Entſcheidung. 
SIT, 


Das Oberſchiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen Anſprüche unter 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes einer 
etwaigen Beweisaufnahme ſowie unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über— 
zeugung. 

Die Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit. 
Bilden ſich bei der Entſcheidung über Geldbeträge mehr als zwei Meinungen, von 
welchen keine die Mehrheit für ſich hat, ſo werden die für den größten Betrag 
abgegebenen Stimmen ſo lange den Stimmen für den zunächſt geringeren Betrag bin- 
zugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 

Die Beratung und Beſchlußfaſſung erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung; hierbei 
dürfen nur Mitglieder mitwirken, welche als ſolche an der Verhandlung über das 
Rechtsmittel teilgenommen haben. 
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Gerichtliche Koſten. 
§ 18. 

Die Feſtſetzung der gerichtlichen Koſten des Verfahrens, welche durch die ein- 
zelnen Streitfälle erwachſen und nach $ 186m Abſ. 2, § 186 h Abſ. 3 des Allgemeinen 
Berggeſetzes von demjenigen Knappſchaftsvereine zu zahlen find, gegen deſſen Ent- 
ſcheidung das Rechtsmittel eingelegt iſt, erfolgt durch den Vorſitzenden des Ober— 
ſchiedsgerichts. Wird ſeine Feſtſetzung angefochten, ſo iſt die Entſcheidung des Ober— 
ſchiedsgerichts herbeizuführen. 


Außergerichtliche Koſten. 
119. 

Das Oberſchiedsgericht hat, auch ohne daß es eines Antrags bedarf, zu prüfen, 
ob und in welchem Betrage die unterliegende Partei dem Gegner die ihm in dem 
Verfahren erwachſenen Koſten zu erſtatten hat. Wird die Erſtattung ſolcher außer— 
gerichtlicher Koſten angeordnet, ſo iſt deren Höhe in der Entſcheidung feſtzuſetzen. 

Dasſelbe gilt unter Berückſichtigung der zweckentſprechend aufgewendeten Zeit 
und Mühewaltung auch für Rechtsanwälte ſowie ſonſtige Vertreter und Beiſtände der 
Parteien. 


Nähere Ausführungsbeſtimmungen über die Koſten. 


8 20. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe iſt befugt, über die Koſten des ober 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens nähere Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


Abſtimmung. 


§ 21. 
Bei der Abſtimmung ſtimmt der ernannte Berichterſtatter (§ 12 Abſ. 2) zuerſt. 
Im übrigen richtet ſich bei der Abſtimmung der Mitglieder die Reihenfolge nach dem 
Lebensalter dergeſtalt, daß der jüngſte zuerſt ſtimmt. Der Vorſitzende ſtimmt in 
allen Fällen zuletzt. 


Verkündung. 


§ 22. 

Sofern eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat, verkündet der Vorſitzende 
den Beſchluß oder die Entſcheidung in öffentlicher Sitzung. Die Verkündung kann 
auf eine ſpätere Sitzung vertagt werden, welche in der Regel binnen einer Woche 
ſtattfinden ſoll. 

Wird die Verkündung der Gründe für angemeſſen gehalten, ſo erfolgt ſie 
durch mündliche Mitteilung ihres weſentlichen Inhalts. 

Der Behörde, gegen deren Entſcheidung das Rechtsmittel eingelegt war, iſt 
Abſchrift der Entſcheidung zu erteilen. 


„ 


Form der Entſcheidung. 


$ 23. 

Die Entſcheidungen werden nebſt Gründen von dem Berichterſtatter ($ 12) 
entworfen und in der Urſchrift von dem Vorſitzenden, dem Berichterſtatter und einem 
anderen Mitgliede, das an der Entſcheidung teilgenommen hat, unterzeichnet. Im 
Falle der Behinderung des Vorſitzenden erfolgt die Unterzeichnung durch dasjenige 
mitwirkende Mitglied, welches als ſolches dem Dienſtalter nach beziehungsweise bei 
gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach das älteſte iſt. 


Ausfertigung der Entſcheidung. 


§ 24. 

Bei den Ausfertigungen der Entſcheidungen ſind im Eingange die Mitglieder, 
welche an der Entſcheidung teilgenommen haben, nach Maßgabe des § 14 Abſ. 1 
namentlich aufzuführen und der Sitzungstag, an welchem die Entſcheidung erfolgt iſt, 
zu bezeichnen. 

Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden, im Falle ſeiner Behinderung 
durch dasjenige mitwirkende Mitglied, welches als ſolches dem Dienſtalter nach be 
ziehungsweiſe bei gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach das älteſte iſt. 

Die Ausfertigungen in Reviſionsſachen werden mit der Überſchrift: 

„Im Namen des Königs“ 
verſehen und enthalten neben dem Siegel des Oberſchiedsgerichts ($ 25) die Schlußformel: 
„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift.“ 
„Das Oberſchiedsgericht in Knapßſchaftsangelegenheiten.“ 
Die Ausfertigungen in Beſchwerdeſachen enthalten lediglich die Schlußformel: 
„Das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten.“ 


Siegel. 
E 


Das Oberſchiedsgericht führt ein Siegel, welches durch den Miniſter für Handel 
und Gewerbe beſtimmt wird. 


Berichtigungsbeſchluß. 
$ 26. 
Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in 
der Entſcheidung vorkommen, ſind jederzeit auch von Amts wegen zu berichtigen. 
Über die Berichtigung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden 
werden. Die Entſcheidung trifft der Vorſitzende durch Beſchluß. Der Berichtigungs⸗ 
beſchluß wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und den Ausfertigungen vermerkt. 
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Ergänzungsbeſchluß. 
$ 27. 

Wenn ein von einer Partei geltend gemachter Haupt» oder Nebenanſpruch oder 
der Koſtenpunkt bei der Entſcheidung ganz oder teilweiſe übergangen iſt, ſo iſt die 
Entſcheidung auf Antrag nachträglich durch Beſchluß zu ergänzen. 

Über dieſen Antrag kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden 
werden, ſoweit es ſich um einen Nebenanſpruch oder um den Koſtenpunkt handelt. 
Der Ergänzungsbeſchluß wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und den Ausfertis 
gungen vermerkt. 


Beitreibung von Geldſtrafen und Koſten. 


$ 28. 
Die Beitreibung der feſtgeſetzten Geldſtrafen ($ 1 Abſ. 5 Schlußſatz, § 13 
Abſ. 2 und § 16 Abſ. 1) ſowie der gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten ($ 18 
und § 19) erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. 


D. Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts in den Fällen des § 166 Abſ. 4 
des Allgemeinen Berggeſetzes und des § 5 der Verordnung über das Ver⸗ 
fahren vor den Schiedsgerichten zur Entſcheidung von Xnappſchafts⸗ 
angelegenheiten. 
$ 29. 

Auf die Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts über die im § 166 Abſ. 4 
des Allgemeinen Berggeſetzes und im § 5 der Verordnung über das Verfahren 
vor den Schiedsgerichten zur Entſcheidung von Knappſchaftsangelegenheiten vom 
29. November 1907 bezeichneten Streitigkeiten finden die Vorſchriften der 88 7, 
I bis 28 dieſer Verordnung, ſoweit fie fi auf die Beſchwerde beziehen, ent» 
ſprechende Anwendung. Indeſſen kann das Oberſchiedsgericht im Falle des § 5 
der vorgenannten Verordnung auch ohne vorgängige Anhörung des etwaigen Gegners 
entſcheiden. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


Aufſicht. 
§ 30. 
Das Oberſchiedsgericht unterliegt der Beaufſichtigung durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe. 
Geſchäftsſprache. 
§ 31. 


In betreff der Geſchäftsſprache vor dem Oberſchiedsgerichte finden die Be 
ſtimmungen der SS 186 ff. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 
Eingaben, welche nicht in deutſcher Sprache abgefaßt ſind, werden nicht berückſichtigt. 
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Beglaubigungen. 
$ 32. 
Vorladungen und fonftige, nur dem Geſchäftsbetriebe dienende formularmäßige 
Schreiben können auf Anordnung des Vorſitzenden durch die Unterſchrift eines dazu 


beftimmten Beamten und unter Beifügung des Siegels des Oberſchiedsgerichts ($ 25) 
beglaubigt werden. 


Ausfertigungen. — Reinſchriften. 
§ 33. 
Die Ausfertigungen und Reinſchriften ergehen unter der Unterſchrift: „Das 
Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten.“ 


Geſchäftsbericht. 
§ 34. 
Am Schluſſe eines jeden Jahres hat der Vorſitzende des Oberſchiedsgerichts 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe zu dem von dieſem zu beſtimmenden Seit, 


punkt und nach dem von demſelben vorzuſchreibenden Muſter einen Geſchäftsbericht 
einzureichen. 


IV. Inkrafttreten der Verordnung. 
9 35. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1908 iſt Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Higheliffe, den 30. November 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Holle. 
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